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lichem Umfang und mit unterschiedlicher Qualität vor­
handen sind.

In bestimmten Fällen stehen für die Überprüfung des 
Geständnisses keine weiteren direkten Beweismittel zur 
Verfügung. Auch solche Geständnisse sind jedoch unter 
Berücksichtigung des Umfangs und der Art der geschil­
derten Tatsachen, insbesondere hinsichtlich ihrer Detail­
treue und Konkretheit, nachprüfbar. Hierbei geht es vor 
allem darum, die im Geständnis genannten Einzelheiten 
auf ihren Wahrheitsgehalt zu kontrollieren, durch andere 
Tatsachenfeststellungen zu ergänzen und zu erhärten. Als 
Beweismittel zur Überprüfung solcher Geständnisse kom­
men u. a. Besichtigungen von Orten und Gegenständen 
sowie Rekonstruktionen von Vorgängen in Betracht (§§ 50, 
222 Abs. 2 StPO). 12

In der Richtlinie wurde in Übereinstimmung mit den 
gesetzlichen Bestimmungen betont, daß sachliche Beweis­
mittel grundsätzlich im Original vorzulegen sind. Nur 
soweit dies nicht möglich oder zweckmäßig ist, können 
auch Fotografien, Abschriften usw. vorgelegt werden. In 
diesem Falle hat das Gericht die Richtigkeit und Zuver­
lässigkeit der Abbildung zu prüfen.

In jedem Falle sind entweder die Beweisgegenstände 
und Aufzeichnungen selbst oder die davon angefertigten 
Fotografien, Abschriften usw. in die Beweisaufnahme 
gemäß § 51 StPO einzubeziehen. Der Angeklagte ist gemäß 
§ 230 StPO zu befragen, ob er Erklärungen abzugeben hat.

Zur Verwendung von Schallaufzeichnungen über Ver­
nehmungen des Angeklagten oder des Zeugen gibt es in 
der Literatur unterschiedliche Auffassungen. Teilweise 
wird die Schallaufzeichnung über eine Vernehmung als 
direkter Schriftprotokollersatz anerkannt.13 Nach der 
Rechtsprechung des Obersten Gerichts und nach der im 
Lehrbuch „Strafverfahrensrecht“ vertretenen Auffassung 
ist die Schallaufzeichnung über eine Vernehmung nur 
zusätzlich zu einem angefertigten Schriftprotokoll zulässig. 
Das entspricht auch dem Wortlaut des § 106 Abs. 2 StPO. 
Eine andere Auffassung widerspricht somit dem Gesetz 
und steht auch nicht im Einklang mit den gegenwärtigen 
Bedürfnissen und Möglichkeiten der gerichtlichen Praxis.

Zur konzentrierten Durchführung der Beweisaufnahme

Das Gesetz fordert die allseitige Feststellung des Sachver­
halts. Diese Forderung ist bekanntlich nicht selten im Sinne 
einer nicht gerechtfertigten Ausweitung der Beweisauf­
nahme mißverstanden worden. Solchen Erscheinungen 
sind die zentralen Justiz- und Sicherheitsorgane in den 
vergangenen Jahren durch verschiedene Leitungsmaß­
nahmen entgegengetreten.w Diese Leitungsmaßnahmen 
haben dazu beigetragen, den Aufwand im Verfahren auf 
das erforderliche Maß zu beschränken. In der Richtlinie 
wird dazu hervorgehoben:

1. Eine hohe Qualität der gerichtlichen Beweisaufnahme 
schließt deren rationelle Gestaltung ein; Qualität und 
Rationalität sind also keine Gegensätze, sondern bilden 
eine Einheit.

2. Die Beweisaufnahme ist mit dem Aufwand durchzu­
führen, der zur exakten Feststellung der Wahrheit not­
wendig ist. Erforderliche Beweiserhebungen dürfen also 
nicht im Interesse einer falsch verstandenen Rationalität 
unterbleiben.

3. Allseitigkeit in diesem Sinne bedeutet das Gegen­
stück von einseitiger, voreingenommener, nur auf bela­
stende Momente gerichteter Beweisführung. Dieser Ge­
danke entspricht den Forderungen des § 222 StPO, der nicht 
schlechthin Allseitigkeit verlangt, sondern das Gericht 
verpflichtet, die notwendigen Feststellungen „in belasten­
der und entlastender Hinsicht allseitig und unvoreinge­
nommen“ zu treffen.

Im Interesse der rationellen Gestaltung der Beweis­
aufnahme muß das Gericht genau überlegen, welche Be­
weiserhebungen tatsächlich erforderlich sind, um über die

Tatbestandsmäßigkeit und Schwere der Handlung sowie 
über die gerechte Strafzumessung entscheiden zu können.^ 
Wie die Einschätzung der Praxis zeigt, kann die Qualität 
und Rationalität der Beweisaufnahme noch weiter erhöht 
werden, wenn insbesondere
— auf Beweiserhebungen, die nebensächliche, die genann­

ten Umstände nicht betreffende Feststellungen zum 
objektiven Geschehen zum Gegenstand haben, verzichtet 
wird;

— die zur Einschätzung der Persönlichkeit des Angeklagten 
erforderlichen Umstände in der Beweisaufnahme nur 
insoweit erörtert werden, als sie straftatbegünstigender 
Natur sind oder Einfluß auf die Tatschwere haben und 
sonst für die Strafzumessung von Bedeutung sind.
Auf die Vernehmung von Zeugen kann verzichtet wer­

den, wenn ein Geständnis des Angeklagten vorliegt, das 
widerspruchsfrei ist und mit den Informationen anderer 
Beweismittel übereinstimmt. Ist die Vernehmung von 
Zeugen erforderlich und schildern mehrere Zeugen über­
einstimmend den gleichen Tathergang, dann genügt die 
Vernehmung eines Zeugen. Beweiserhebungen, mit denen 
lediglich bereits durch andere Beweismittel getroffene 
Feststellungen wiederholt werden, sind nicht erforderlich.

Das Plenum des Obersten Gerichts orientiert auf die wei­
tere Erhöhung der Qualität der gerichtlichen Verhandlun­
gen und Entscheidungen. In diesem Zusammenhang wird 
auf die große politische Bedeutung der strikten Gesetzlich­
keit und Überzeugungskraft der Verhandlungen und Ent­
scheidungen hingewiesen. Dazu gehören zügig und konzen­
triert, unter strenger Einhaltung der prozessualen Normen 
gesellschaftlich wirksam durchgeführte Verfahren, die in 
stärkerem Maße zur Entwicklung sozialistischer Verhal­
tensweisen, zur Unterstützung der Initiativen bei der 
Durchsetzung der sozialistischen Gesetzlichkeit, der Ge­
währleistung von Ordnung, Disziplin und Sicherheit bei­
tragen müssen.

Die Verabschiedung der Richtlinie zu Fragen der ge­
richtlichen Beweisaufnahme und Wahrheitsfindung im 
sozialistischen Strafprozeß ist eine bedeutsame Leitungs­
entscheidung des Plenums des Obersten Gerichts bei der 
Realisierung der sich aus den Beschlüssen des IX. Partei­
tages ergebenden Aufgabenstellung für die strikte Wahrung 
der sozialistischen Gesetzlichkeit. 1 11
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